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Was hat die Forfteultur von der Geſetzgebung über 
Commaſſation und Grundeigenthumsregelung zu er- 
warten ? *) 


Die gewöhnliche Anſcha uung geht dahin, daß die Waldungen 
durch die Commaſſation ) nicht berührt würden; ja, die meiſten 
Commaſſatiousgeſetze rechnen ſogar die Waldungen zu den ſogenannten 
„befreiten Grundſtücken“, d. h. zu jenen, welche nur mit Zuſtimmung 
der Betheiligten in den Umtauſch der Grundſtücke einbezogen werden 
dürfen. Der Grund liegt darin, weil die Schätzung der Waldbeſtände 
ſelbſt ſchon für Beſteuerungszwecke ſchwierig, noch ſchwieriger aber 
für Commaſſationszwecke ſich darſtellt, weil es faſt nicht möglich iſt, 
durch den Umtauſch von Waldungen einen ſolchen Erſatz für den bis⸗ 
herigen Beſitz zu geben, daß jeder Theil aus demſelben jährlich genau 
denſelben oder wie es bei Acker- und Wiesland regelmäßig der Fall 
iſt — einen erhöhten Reinertrag beziehen kann. Selbſt bei einer ganz 
gerechten Schätzung wird wenigſtens nicht vermieden werden können, 
daß der eine Beſitzer einen Wald erhält, welcher früher oder ſpäter 


) Vortrag des M.⸗R. Karl Peyrer auf der Wanderverſammlung des öſterr. 
Reichsforſtvereines zu Perſenbeug im September 1876. 5 

**) Anbelangend die Frage der Commaſſation im Allgemeinen erlauben wir 
uns auf die in dieſer Zeitſchrift erſchienenen Artikel: „Hinderniſſe der Boden⸗ 
cultur in Oeſterreich“ (Nr. 26 u. 27 des Jahrg. 1873 d. Z.), zZuſammen⸗ 
legung der Grundſtücke“ (Nr. 40 des Jahrg. 1873 d. Z.), „Bewäſſerung 
und Entwäſſerung in Verbindung mit der Commaſſation“ (Nr. 24 des 
Jahrg. 1875 d. 3.), ſowie endlich auf die in Nr. 50 des Jahrg. 1876 
d. Z. angezeigte Schriſt Peyrer's: „Die Regelung der Grundeigenthums⸗ 
Verhältniſſe“, Wien, 1877, Faeſy u. Frick, hinzuweiſen. 


ſchlagbar wird, als fein bisheriger Wald und daß hieraus Ungleich⸗ 
heiten entſtehen, welche keinem Theile zwangsweiſe aufgelaſtet werden ſollen. 

Dem gegenüber hat Reuning, eine Autorität im Fache der 
Commaſſation, ſeinerzeit hervorgehoben, daß gerade ein zerſplitterter 
Waldbeſitz vor Allem der Wohltaten der Zuſammeulegung bedarf und 
daß daher die erwähnte Ausnahme aus den Commaſſationsgeſetzen zu 
entfallen hätte. Da es ſich hier um eine Streitfrage auch für ein künf⸗ 
tiges öſterreichiſches Commaſſationsgeſetz handelt, empfehle ich den Ge⸗ 
| genſtand Ihrer beſonderen Aufmerkſamkeit. 

' Der legislative Vorſchlag dürfte ſich etwa in der Weiſe formu⸗ 
liren laſſen: 

Der zwangsweiſen Einbeziehung in die Commaſſation unterliegen 
auch Waldblößen, ohne Unterſchied auf das Flächenmaß, — andere 
beſtockte Waldgründe aber nur dann, wenn ſie ein Flächenmaß von 
| weniger als zwei Hectar haben. — Bei den erſteren, den unbeſtockten 
| Waldgründen, handelt es ſich nämlich nur um den leicht zu ermitteln⸗ 
den Grundwerth, bei den letzteren, nämlich den kleinen Flächen, um 
verhältnißmäßig geringe Werthbeträge des ſtockenden Holzes. 

Haben wir einmal ein gutes Commaſſationsgeſetz und tüchtige 
Organe für die Durchführung, dann wird die bisher beſprochene Frage 
gewiß nur eine ganz untergeordnete Bedeutung haben. Die Hauptſache 
iſt, daß für die Commaſſation überhaupt ein möglichſt ausgedehntes 
Provocationsrecht und gute Organe beſtehen, damit viele Commaſſa⸗ 
tionen zu Stande kommen können. Iſt dann einmal in einer Gemeinde 
der Beſchluß geſaßt, dann wird es geſchickten Organen leicht gelingen, 
die Vortheile, welche in jedem einzelnen Falle die Einbeziehung der 
Waldungen in die Commaſſation bietet, ſelbſt herauszufinden und auch 
die Gundbeſitzer von dieſen Vortheilen zu überzeugen, ſo daß die Ein⸗ 
beziehung der Waldungen ſelbſt dort, wo das Geſetz ſie unter die be⸗ 
freiten Grun dſtücke aufnimmt, meiſt auch im freiwilligen Wege erfolgt. 
Dafür ſprechen die Erfahrungen aller Länder wo Commaſſationsgeſetze 
beſtehen. 

Die Vortheile einer ſolchen Commaſſation bei zerſplittertem 
Waldbeſitz ſind zu evident, daß nicht die Beſitzer, wenn ſie nur über⸗ 
haupt einmal, ſei es freiwillig oder auf Grund von Mehrheitsbeſchlüſſen 
zur Commaſſation geſchritten ſind, nicht auch ſolche zerſplitterte Wal⸗ 
dungen in dieſelbe einbeziehen und ſo ihren Beſitz vollſtändig arron⸗ 
diren ſollten. Immerhin aber mag der im früher erwähnten legislativen 
Vorſchlage liegende, nach meiner Anſicht in den richtigen Grenzen ge⸗ 
haltene Zwang dazu beitragen, die Sache ſelbſt raſcher und allgemeiner 
zum erwünſchten Ziele zu führen und zugleich ein Motiv bilden, unſeren 
Großgrundbeſitz, der bei ſeinem in der Regel mehr geſchloſſenen Acker⸗ 
beſitz aus einem Commaſſationsgeſetze weniger Nutzen ziehen kann als 
der Kleinbeſitz, für das Zuſtandebringen eines ſolchen Geſetzes zu ge⸗ 
winnen, weil ihm an der Arrondirung ſeines Waldbeſitzes am meiſten 
| gelegen iſt. 


Die Vorteile, welche es für den Wuldbefiker bietet. wenn er 
au der Stelle mehrerer zerſtreuter Waldparcellen einen geſchloſſenen arrou⸗ 
dirten Beſitz erwerben kanu, ſind zu evident, als daß es nothwendig 
wäre, bei einer Verſammlung des Reichsforſtvereines auch nur noch 
ein Wort über dieſelben zu verlieren. In dieſem Kreiſe zählt ein Com⸗ 
maſſationsgeſetz, welches auch die Waldungen ſoweit nur immer möglich, 
in die Commaſſation einbezieht, ſicherlich die wärmſten Anhänger und 
Vertheidiger. 

Ein anderer Vortheil der Commaſſation beſteht darin, daß fie 
dem Waldeigenthum überall zu ſicheren und zweckmäßigen Grenzen ver⸗ 
hilft. Zum Zwecke der Grenzberichtigung hat das Commaſſationsgeſetz 
auch die zwangsweiſe Einbeziehung der Waldungen in die Commaſſation 
zu geſtatten, weil es ſich hier nur um tauſchweiſe Abtretung einzelner 
Waldſtreifen zum Zwecke der Ausgleichung an den Grenzen handelt, 
wobei die obigen Bedenken aus der Schwierigkeit der Schätzung von 
Waldbeſtänden weit in den Hintergrund treten gegen die Vortheile, 
welche gerade beim Waldeigenthum mit ſeinen ſo leicht ſtreitigen Grenzen 
ein ſicherer und zweckmäßiger Grenzzug bietet. 

Gleich große Vortheile wie zur Gewinnung zweckmäßiger Grenzen 
bietet die Commaſſation für Herſtellung von Waldwegen und anderen 
Bringungsanſtalten, wenn dieſe die Waldtheile verſchiedener Beſitzer 
durchziehen, dann von Bewäſſerungs⸗ und Entwäſſerungsanlagen, deren 
große Vortheile für die Forſteultur vieler Gegenden erſt in neuerer 
Zeit beſſer als früher erkannt wurden. Es iſt bekannt, daß ein gutes 
Netz von Feldwegen und von Waſſeranlagen bei landwirthſchaftlich be⸗ 
nützten Grundſtücken faſt nur bei einer Commaſſation erzielt werden 
kann; es liegen aber ähnliche Erfahrungen auch für Waldgründe vor. 
Schon die beiden Umſtände, daß eine fachgemäß zuſammengeſetzte Com⸗ 
miſſion alle Weg⸗ und Waſſeranlagen in der Gemeinde unterſucht und 
für Verbeſſerung und Neuherſtellung thätig iſt, während unter anderen 
Verhältniſſen derlei Anlagen bei parcellirten Waldungen nur bei Ein⸗ 
ſtimmigkeit ſämmtlicher Theilnehmer hergeſtellt werden können, dann, 
daß bei der Commaſſation der zu Weg⸗ und Waſſeranlagen erforderliche 
Grund aus der Geſammtmaſſe, alſo unentgeltlich genommen werden 
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dieſe beiden Umſtände, ſage ich, ſind ſprechende Beweiſe des Nutzens 
der Commaſſation für die Forſtcultur. Sie find kürzlich vom Forſt⸗ 
director Dr. Burkhardt in Hannover in ſeiner werthvollen Schrift über 
die Hannover'ſchen Theilforßte ebenfalls erwähnt worden. 

Ich wende mich zu einem anderen Vortheile, welchen ein Com⸗ 
maſſationsgeſetz der Waldcultur bringen kann und bringen wird; die 
Beſeitigung der Waldenclaven und Waldeinſprünge. Ich verſtehe dar⸗ 
unter nicht bloß kleine fremde Waldparcellen, welche von einem größeren 
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dieſer wird ein dem Euclavenbeſitzer zuſagendes Grundſtück dem letzteren 
wieder zugewieſen. Es kann daher mit weit geringeren Opfern für den 
Großgrundbeſitzer und dennoch mit weit größeren Vortheilen für den 
Euclavirten die Einlöſung der Enclaven erfolgen. 

Die Erfahrung aller norddeutſchen Länder, wo man nun ſchon auf 
beiläufig 3 - 4000 Quadratmeilen nach dieſen Grundſätzen die Zuſam⸗ 
menlegung der Grundſtücke durchgeführt, hat es klar bewieſen, und ich 
habe es auf meiner, vom Ackerbauminiſterium im Jahre 1871 verfügten 
Studienreiſe in Heſſen⸗Kaſſel in einem ſpeciellen Falle ſelbſt geſehen, mit 
welcher Leichtigkeit, ohne jede Gehäſſigkeit, ohne unbillige Opfer zu bei⸗ 
derſeitiger Zufriedenheit ſämmliche Waldenclaven, ſeien dieſelben nun 
Wald⸗ oder andere Culturgründe, ſeien fie ganz oder theilweiſe um— 
jchloſſen, durch die Commaſſation beſeitigt werden können und auch wirk⸗ 
lich beſeitigt werden. Man mag daher bei uns die Beſeitigung der Walden⸗ 
claven anch durch eine beſondere Geſetzgebung verſuchen oder nicht, fo iſt 
auch im erſteren Falle anzunehmen, daß die Commaſſation hier noch ein 
lohnendes Feld fruchtbarer Thätigkeit finden wird, indem erſt ſie das 
Waldeigenthum des Großgrundbeſitzes von all dieſen ſchädlichen Eindring⸗ 
lingen und Einniſtungen in der gründlichſten Weiſe wird befreien können. 

Ein weiterer Vortheil aus der Commaſſation für die Waldeultur 
ergibt ſich auf dem Gebiete der Rodungen und Aufforſtungen. 

Wenn man das Verhältniß der Waldgründe zu den anderen Eul⸗ 
turgründen in ganz Oeſterreich, oder ſelbſt in den einzelnen öſterreichiſchen 
Ländern für ſich ins Auge ſaßt, ſo erſcheinen dieſe Verhältnißzahlen für 
die Waldcultur außerordentlich günſtig. Ueberall iſt die Percentzahl des 
Waldlandes eine ſo hohe, daß von der Gefahr einer Entwaldung nir⸗ 
gends die Rede ſein kann. Wenn man aber in einzelnen Gegenden das 
Waldland und das Culturland ſich aufmerkſamer betrachtet, ſo findet 
man, wie allgemein bekannt iſt, zahlreiche Grundſtücke mit Wald beſtockt, 
die ſich weit beſſer zu Acker⸗ und Wiesland eignen, und ebenſo oſt 
ſchlechte Aecker und Wieſen, die weit beſſer als Wald rentiren würden. 
In manchen Gegenden würde ein kenntnißreicher Forſtwirth und ein 
eben ſo kenntnißreicher Landwirth vielleicht den fünften Theil der Wald⸗ 
gründe einerſeits, und der Feldgründe andererſeits gerne gegenſeitig in 
die andere Cultur umtauſchen. Die dermaligen Eigenthumsverhältniſſe 
machen aber derlei Umgeſtaltungen in andere Culturen oft zur Uumög⸗ 
lichkeit. Der einzelne Grundwirth kann nicht eine kleine Ackerparcelle 
mitten unter anderen fremden Aeckern der Waldenltur widmen. Die Com⸗ 
maſſation aber, welche im Allgemeinen größere Grundſtücke ſchafft, be⸗ 
günſtigt ſchon dadurch jede zweckmäßige Culturumgeſtaltung. Es iſt eine 
in allen Ländern gemachte Wahrnehmung, daß jetzt der Großgrundbeſitz 
ſehr viel Acker⸗ und Wiesland in Wald umgeſtaltet, während daneben 
die Kleinbeſitzer einen Theil ihrer Waldungen roden. Dieſe Erſcheinung 


Waldbeſitze ganz oder theilweiſe umſchloſſen find, ſondern auch andere | ift in den natürlichen Verhältniſſen begründet: Dem Großgrundbeſitzer 
derlei Grundſtücke von was immer für einer Culturart. Ueber die man⸗ fehlt heute mehr als je die Arbeitskraft ſür den Feldbau, dem Kleinbe⸗ 
cherlei Nachtheile ſolcher Einniſtungen und Eindringlinge für die Wald⸗ ſitzer dagegen das Capital, welches der Waldbau mit feinen langſam 
cultur, über die Wirthſchaftserſchwerungen, welche nicht ſelten daraus wachſenden Ernten in Anſpruch nimmt; der erſtere verwerthet ſein Ca⸗ 
entſtehen, die Erſchwerung und Vertheuerung der Aufficht, die ihnen pital gerne im Waldbau, verwandelt alſo Culturland in Wald, der letz⸗ 
gegenüber zur unabweislichen Nothwendigkeit wird, und über Ähnliche tere ſeine überflüſſige Arbeitskraft im Feldbau, indem er Wald in Feld 
Nachtheile, die zur ſtehenden Klage der mit Waldenclaven geſegueten umgeſtaltet. Die Commaſſation gibt beiden Theilen die Gelegenheit zu 
Waldeigenthümer geworden find, brauche ich ebenfalls in Ihrem Kreiſe zweckmäßigem Umtauſch; und gewiß werden zahlreiche Acker-, Wies⸗ und 
kein Wort zu verlieren. Es ſind dies bekannte Dinge. Um den Wald Weideparcellen, welche an Waldungen angrenzen, von den Waldeigen⸗ 
vor ſolchen Schädlingen zu bewahren, hat man wiederholt Expropria⸗ | thümern eingetauſcht, und in Wald verwandelt werben, wogegen manche 
tionsgeſetze bald in dieſer, bald in jener Form vorgeſchlagen, von anderer zerſtreut unter Feldern liegende Waldparcellen der Feldcultur zufallen 
Seite aber eben ſo oft derlei Vorſchläge bekämpft. Es gehört nicht zu werden. 0 
unſerm Thema, die Berechtigung oder Nichtberechtigung ſolcher Vor⸗ Das Weimar ſche Commaſſationsgeſetz überträgt, für die Dauer 
ſchläge zu erörtern, es iſt bekannt, daß wir hier vor einer ſehr der Commaſſation einer Gemeinde, die Handhabung des Forſtgeſetzes in 
zweifelhaften Frage ſtehen, die, wenn ſie einmal in praktiſcher Form Bezug auf Rodung und Aufforſtung auf die Commaſſationsbehör⸗ 
wird aufgeſtellt werden, ſicherlich ebenſo ihre Vertheidiger wie ihre den, ein Vorgang, der Nachahmung verdient, und gewiß zu ſolchen 
Gegner finden wird. Eines aber ſteht uns hier zu, nämlich den Ein⸗ zweckmäßigen Culturveränderungen zahlreiche Anläſſe bieten wird. Der 
fluß klar zu ſtellen, welchen die Commaſſation auf dieſe Eindringlinge Fachmann wird mit mir übereinſtimmen, daß eine, durch Geſetz und 
auszuüben berufen iſt. Durchſührungsbeſtimmungen planvoll geleitete Commaſſation, welche den 
Die Commaſſation zu begehren, ſteht der Majorität der Grundbe⸗ erwähnten Momenten die gehörige Aufmerkſamkeit widmet, durch eine 

ſitzer zu — es iſt alſo hier kein einſeitiges, und daher fo oft angefoch⸗ gut geleitete Umgeſtaltung der Eigenthumsverhältniſſe in der angedeuteten 
tenes Provocationsrecht der enclavirenden Waldbeſitzer wie bei der Expro⸗ Richtung vielleicht dreimal mehr Aufforſtungen zu Stande bringen wird, 
priation; die Schätzung der Enclaven erfolgt nach den allgemeinen, durch als das beſte und ſtrengſte Forſtgeſetz bewerkſtelligen kann. 
die Erfahrung vollkommen bewährten Grundſätzen des Commaſſationsver⸗ 2 5 
fahrens, nämlich durch die Bonitirung, d. i. die Einſchätzung ſämmtlicher Schluß folgt.) 
Commaſſationsgrundſtücke der ganzen Gemeinde in Werthelaffen. Dadurch 

„it die Gefahr einer Begünſtigung vollſtändig beſeitigt. Die Anweiſung 
des Aequivalentes für die Enclave erfolgt an die Geſammtmaſſe und aus 
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kann, während ſonſt höchſtens eine Expropriation zum Ziele e 
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Mittheilungen aus der Mraris. Geſammtgenuſſe jährlicher 800 fl. 16 pCt. als ein den beſonderen 
Ortsverhältniſſen entſprechender, der Einkommenſtener nicht unterliegen⸗ 
— der Quartiergeldbetrag auszuſcheiden und von dem erübrigenden Bezuge 


Die ande welche, als ute engel arte ede pr. 672 fl. die Einkommenſteuer vorzuſchreiben ſei. 

Benn eye a iction ag oder artierg Tr 7 = f 9 65 1 R 

bezeichnet werden, ſind nur dann ſteuerfrei, wenn ſie als ſolche auch b Da jedoch im vorliegenden Falle, 2 © ſic SL. Bezug 

in beſonderen Dienſtes⸗ oder Ortsverhältniſſen begründet find. handelt, über welchen die nach 8 17 der mit Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaß 
vom 11. Jänner 1850, Nr. 10 des R. G. Bl. bekannt gemachten 


(Erkenntniß des Verwaltungsgerichtshofes.) Vollzugsvorſchrift zum kaiſ. Patente vom 29. October 1849 vorge⸗ 
ü es 2 ſchriebene, das Bekenntniß vertretende Anzeige einzubringen iſt, zur Feſt⸗ 
Ueber Anzeige des Ausſchuſſes der Bezirksvertretung J., daß ſtellung des Umſtandes, ob und welcher Theil des Bezuges als ein den 
der ſtändige Jahresbezug des Bezirksſecretärs Anton B. mit 600 fl. beſonderen Ortsverhältniſſen entſprechendes Quartiergeld von der 
Gehalt und 200 fl. Quartiergeld ſich beziffere, erfolgte von der Ber Beſteuerung auszuſcheiden ſei, die erſorderlichen Erörterungen im 
zirkshauptmannſchaft J. die Bemeſſung der Einkommenſteuer nach dem Sinne der 88 25 und 26 des erwähnten Patentes — wie dies auch 
kaiſ. Patente vom 29. October 1849 in der Art, daß dieſe beiden mit dem unter Nr. 197 des L. G. Bl. für Böhmen für das Jahr 
Beträge zuſammengerechnet wurden, von der Summe pr. 800 fl. 1852 kundgemachten Decrete des k. k. Finanzminiſteriums v. 16. Fe⸗ 
16 pCt., d. i. 128 fl. abgezogen und von dem ſonach erübrigenden bruar 1852, 3. 15.704 angeordnet wurde — behufs vollſtändiger 
Betrage pr. 672 fl. an 1 pCt. Einkommenſteuer 6 ſl. 72 kr. ferner Richtigſtellung der Gebühr hätten gepflogen werden ſollen, dieſe Er⸗ 
an außerordentlichem Zuſchlag 4 fl. 701 kr., zuſammen 11 fl. 42 ¼ kr. örterungen aber nicht vorgenommen worden find und ſonach eine weſent— 
für das Jahr 1876 als Einkommenſteuer nach der ll. Claſſe in Vor- liche Form des Adminiſtrativverfahrens außer Acht gelaſſen worden iſt, 
ſchreibung gebracht worden ſind. jo mußte die angefochtene Entſcheidung nach § 6 des Geſetzes vom 
Die k. k. Finanz⸗Landes⸗Direction P. hat die von Anton B. gegen 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876 aufgehoben und die 
dieſen Zahlungsauftrag eingebrachte Berufung zurückgewieſen, weil von Sache an die k. k. Finanz⸗Landes⸗Direction zur Behebung des Mangels 
deſſen Geſammtbezug pr. 800 fl. nur 16 pCt. als den Ortsverhält⸗ und neuer Entſcheidung zurückgeleitet werden. A. B. 
niſſen entſprechende Miethzinsquote, alſo nur 128 fl. von der Be⸗ 
ſteuerung frei gelaſſen werden kann, wornach ſich das ſenerpfichttge 
Jahreseinkommen mit 672 fl. ergibt, welchem die Steuer mit dem 
Ordinarium von 6 fl. 72 kr. entſpricht. | 
Dagegen überreichte Anton B. beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe 
ſeine Beſchwerde, in der er ſich auf das kaiſ. Patent vom 29. Octo⸗ Die Bezirkshauptmannſchaft in C. hat unterm 8. September 1875 
ber 1849 berief und mit Rückſicht auf beſondere Ortsverhältniſſe die auf Grund der bei ihr erliegenden Protokolle des beſtandenen Bezirks⸗ 
Steuerfreiheit für das Quartiergeld von 200 fl. beanſpruchte. amtes T., laut welcher einem gewiſſen Johann F. zwei auf die Ge⸗ 
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit Entſcheidung vom meinde D. lautende Heimatſcheine ddo. 16. Juni 1856 u. 27. Octo⸗ 
13. November 1876, 3. 307 nach durchgeführtem ſchriftlichen Vor⸗ ber 1862 ausgeſtellt wurden, die Gemeinde D. aufgefordert die Zuftän- 
verfahren zu Recht erkannt: digkeit des Genaunten anzuerkennen und ihm einen Heimatſchein aus⸗ 
„Die angefochtene Entſcheidung wird wegen mangelhaften Verfah⸗ zuſtellen, 
rens nach § 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Die Gemeinde D. erwiderte hierauf, daß Johann F. in keiner 


Nr. 36 ex 1876 aufgehoben, und die Sache au die k. k. Finanz⸗Lan⸗ Matrike vorkomme und daß ihr die vom Bezirksamte T. ausgeſtellten 
des⸗Direction zur Behebung des Mangels und neuer Entſcheidung zurück- Heimatſcheine unbekannt ſeien. 


geleitet“. Die Bezirkshauptmannſchaft hat nun entſchieden, daß J 
8 ö i 1 Johann F. 
Gründe: 5 § 4 des kaiſ. Patentes vom Be. 1 das Heimatrecht in O. beſitze, da derſelbe ſich vom Jahre 1833 bis 
R. G. Bl. Nr. 439, find die ſtehenden nicht oneroſen Genüſſe der 1845 ununterbrochen daſelbſt und zwar außerhalb des Familienverban⸗ 
Beamten d Diener pe: der II. Claſſe Der nmel uten des aufgehalten, durch dieſen Aufenthalt nach den Beſtimmungen des 
fen, nicht aber die mit der Verbindlichkeit zur Beſtreitung beſtimmter Conſeriptionspatentes vom Jahre 1804 die Zuſtändigkeit in O. erwor⸗ 

Dienſtesauslagen verbundenen Genüſſe. Dieſer Regel wird an dem ober⸗ ben und dieſelbe ſpäter nicht mehr verloren hat. a 
wähnten Orte eine Ausnahme angeſügt, wonach Genüſſe, welche nicht Im Recurſe gegen dieſe Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 

wohl zu den eigentlich oneroſen gerechnet werden können, weil ihnen berief ſich die Gemeinde O. auf die dem Johann 9 sen 

nicht beſtimmte Dienſtesauslagen gegenüberſtehen, von der Steuer befreit b Genen D. all tellt eimal 15 u en a 
werden, nämlich die mit Rückſicht auf beſondere Ortsverhältniſſe, oder 2 en n 1 20. September 1876 di 
R mber ie 


die Erforderniſſe der ämtlichen Stellung gewährten beſonderen Genüſſe 5 0 5 i 
als die Benützung einer Amtswohnung, Quartiergelder, Functionszula⸗ Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft in C., womit Johann F. in 
b Folge des vom Jahre 1833 bis 1845 dauernden ununterbrochenen 


gen u. dergl. f 2 5 
Aufenthaltes im Grunde des Conſcriptionspatentes vom Jahre 1804 


Aus der Textirung des Geſetzes und aus den allgemeinen Inter⸗ ; \ RS 
pretationsregeln über die Auslegung von Ausnahmsbeſtimmungen ergibt nach D. heimatberechtigt erkannt wurde, aufgehoben, und mit Rückſicht 
auf die demſelben ddo. 17. Juni 1856 u. 27. October 1862 ausge⸗ 


ſich, daß es ſich, ſoll die Befreiung eintreten, um beſondere a 0 . f i 8 
niſſe handeln muß, keineswegs aber um ſolche Genüſſe und Ver⸗ ſtellten Heimatſcheine entſchieden, daß derſelbe inſolange als in der Ge⸗ 


Herſtellung des Nachweiſes der Ungiltigkeit eines Heimatſcheines 
gemäß $ 35 des 5 


eim. Gef. *) 


gütungen, welche ohne ſolchen Ausnahmsgrund abgeſondert zur Be⸗ meinde D. zuſtändig angeſehen werden müſſe, als dieſe Gemeinde nicht 
ſtreitung gewöhnlicher, regelmäßig vorkommender perſönlichen Auslagen den im 8 35 des Heimatgeſetzes geforderten Beweis liefert. 
gewährt werden; denn es iſt nahe liegend, daß ein Geſetz nicht in einer Das k. k. Miniſterium des Innern jedoch hat unterm 20. Jänner 
Art ausgelegt werden kann, welche es in letzter Linie von dem Be⸗ 1877, 3. 16100 ex 1875, über Recurs der Gemeinde D. „in Er⸗ 
lieben der Parteien abhängig machen würde, ob der Genuß eines wägung, daß die Gemeinde D. die Zuſtändigkeit des Johann F. nach 
Beamten ſteuerbar ſein ſoll, oder nicht. D. beſtreitet, weil derſelbe in den Gemeindeverband von D. nicht auf⸗ 
Es wird deshalb nicht jeder Genuß, welcher als Functionszulage oder genommen wurde und weder dieſe Aufnahme noch die Erwerbung der 
Quartiergeld bezeichnet wird, ohne weiters ſteuerfrei ſein, ſondern es Zuſtändigkeit des F. nach D. in anderer geſetzlicher Weiſe feſtgeſtellt 
wird immer noch die Bedingung hinzutreten müſſen, daß der betreffende werden konnte, indem die Ausſtellung eines Zuſtändigkeitscertificates, 
Genuß auch in beſonderen Dienſtes⸗ oder Ortsverhältniſſen begründet ſei. welche von der Gemeinde D. beſtritten wird, abgeſehen von dem Um⸗ 
Im gegebenen Falle iſt offenbar von der Finanzverwaltung im ſtande, daß dieſes Certificat nicht vorliegt, zum Nachweiſe der Zuſtän⸗ 
Principe zugeſtanden, daß Bezirksſecretär B., im ſtehenden Geſammtge⸗ 
nuſſe von 800 fl., auch einen Theilbetrag bezieht, welcher mit Rückſicht 
auf beſondere Ortsverhältniſſe, den beruſenen geſetzlichen Beſtimmungen 


gemäß, unter der Einkommenſteuer nicht begriffen iſt. | ) M. vergl. die Mittheilungen in Nr. 9 S. 34 u. Nr. 15 S. 59 des 
Die Finanzverwaltung hat nämlich angenommen, daß von dem Jahrg. 1868 dieſer Zeitſchrift. 


digkeit allein nicht genügt, und die von dem Bezirksamte in T. dem⸗ 
ſelben ausgefertigten Heimatſcheine noch nicht den Nachweis der Aner⸗ 


— dl 
kennung der Zuſtändigkeit des Johann F. nach D. ſeitens dieſer Ge⸗ 
meinde geben,“ “) — die Statthalterei⸗Entſcheidung ddo. 20. September 
1876, womit Johann F. zur Gemeinde D. zuftändig erklärt wurde, 
behoben und deuſelben als in der Gemeinde O. heimatberechtigt erklärt, da 
der Genannte durch feinen 13jährigen ununterbrochenen Aufenthalt zur 
Gemeinde O. uach § 26 des Conſeriptionspatentes vom 25. October 
1804 durch Nationaliſirung zuſtändig wurde. M. 


Freiwilligkeit des Aufenthaltes nicht eigenberechtigter (unmün⸗ 
diger) Perſonen im Sinne des § 19 Abſ. 2 des Heim. Geſ. ) 


Karl B. wurde im Gebärhauſe alle Laste in Trient am 29. 
Jänner 1866 geboren. Vom 8. Februar 1866 bis 14. Juni 1872, 
wurde derſelbe als Findelkind von den Eheleuten T. in der Gemeinde 
L. bei Trient verpflegt. Vom 14. Juni 1872 bis October 1872 lebte 
er mit fernen angeblichen Eltern in der Gemeinde P. bei Innsbruck 
und vom October 1872 bis 15. Mai 1873 in der Gemeinde H., eben⸗ 
falls in der Nähe von Junsbruck. Am 15 Mai 1873 wurde Karl B. 
in das Innsbrucker Spital aufgenommen. 

Auf Grund dieſer Daten ſchritt der Magiſtrat in Junsbruck bei 
der Statthalterei um die Entſcheidung bezüglich der Zuweiſung des Karl 
B. ein, welche nach feiner Anſicht nach S 19 Punkt 3 des Heim. Gel. 
zur Geburtsgemeinde zu erfolgen hätte, da der Aufenthalt des Karl B. 
kein freiwilliger war 

Die Stadt Trient hingegen hielt an der Anſicht feſt, daß B. der 
Aufenthaltsgemeinde L. zuzuweiſen ſei oder der Gemeinde H. nach Punkt 2 
des § 19. 

In erſter Inſtanz entſchied nun die Statthalterei am 20. September 
1876, daß Karl B. nach § 19 Punkt 3 der Geburtsgemeinde Trient zuge⸗ 
wieſen werde; denn Punkt 1 und 2 ſeien nicht anwendbar, weil bei einem 
Minderjährigen von einem freiwilligen Aufenthalte nicht die Rede 
ſein könne. 

Das Miniſterium des Innern hat aber unterm 12. December 
1876, 3. 16779, dem Recurſe der Stadtgemeinde Trient Folge gege⸗ 
ben und in Abänderung der Statthalterei⸗Entſcheidung vom 20. Sep⸗ 
tember 1876 ausgeſprochen, daß Karl B. im Grunde des Punktes 2 
des § 19 des Heimatgeſetzes der Gemeinde L. zuzuweiſen iſt, weil er 
ſich vor dem Zeitpunkte des zur Frage gekommenen Heimatrechtes in 
der Gemeinde L. am längſten, nämlich vom 8. Februar 1866 bis 14. 
Juni 1872, und zwar nicht unfreiwillig — ununterbrochen aufgehalten 
hat, „da der Aufenthalt einer nicht eigenberechtigten Perſon dadurch 
allein, daß er von dem geſetzlichen Vertreter beſtimmt worden iſt, noch 
nicht zum unfreiwilligen wird.“ M. 


Notiz. ö 


(Unzuläſſigkeit des Rechts weges wegen Beleidigung eines 
Gymnaſiaſten ſeitens eines Lehrers bei Ausübung der Disciplin.) 


Darüber liegt nachſtehender Ausſpruch in den Erkenntniſſe des Gerichtshofes zur 


Entſcheidung der Competenz⸗Conflicte in Berlin vom 13. März 1875 vor: 
Der 18jährige Sohn des K., Namens F., beſuchte als Schüler der Ober⸗ 
ſecunda das Gymnaſium in Göttingen. Der Hauptlehrer dieſer Claſſe glaubte in 
der Unterrichtsſtunde wahrzunehmen, daß F. K. beim Ueberſetzen von heimlich 
unter der Bauk gehaltenen Zetteln ableſe. Dies führte zu einem Auftritt zwiſchen 


Lehrer und Schüler, aus welchem Grund der K., in Vertretung ſeines minder⸗ 


jährigen Sohnes, Anlaß genommen hat, bei dem Polizeirichter des königl. Amts⸗ 
gerichts zu Göttingen eine Privatinjurienklage gegen den Lehrer Müller anzu⸗ 
ſtellen. Hinſichtlich des veranlaſſenden Herganges weichen die Darlegungen der 
Parteien von einander ab. Nach dem Vortrage des Klägers ſoll der Verklagte 
bei jenem Anlaß den F. K. „Spitzbube“ genannt und geohrfeigt haben, während 


der Verklagte dies beſtreitet und nur geſagt haben will: „Sie haben mich hinter⸗ 


gangen.“ Dabei will er die Hand gegen F. K. aufgehoben haben. Er behauptet 
nur in Ausübung des ihm als Lehrer zuſtehenden Strafrechts gehandelt zu haben 


-*) Der Heimatſchein iſt nach $ 32 des Heim. Geſ. nur „die Urkunde, 
welche beſtätigt, daß der Perſon, welcher er ertheilt wird, das Heimatrecht in 
der Gemeinde zuſteht.“ Bem. d. Red. 

% M. vergl. d. Mitth. in Nr. 16 auf S. 63 des Jahrg. 1874 d. Zeitſchr. 
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und hält in der Sache nicht das Gericht, ſondern nur ſeine vorgeſetzte Dienſtbe⸗ 
hörde für zuſtändig. Nach ſtattgehabter Beweisaufnahme erkannte das Amts- 
gericht Göttingen am 30. Mai 1874 auf Freiſprechung. Das Urtheil nimmt als 
thatſächlich feſtgeſtellt an, daß der Verklagte bei dem beregten Vorfall die Hand gegen 
F. K. erhoben und ihn damit berührt, auch daß er ihn gleichzeitig oder etwas ſpäter 
„Spitzbube“ genannt habe, führt aber aus, daß der Verklagte lediglich in der 
Abſicht, die Schuldisciplin auszuüben, nicht aber um den K. an ſeiner Ehre zu 
kränken, gehandelt habe, und daß, ſelbſt weun der Verklagte hierbei ſein Straf⸗ 
recht als Lehrer überſchritten haben ſollte, darüber nur von der ihm vorgeſetzten 
Dienſtbehörde zu eutſcheiden ſei. 

Nachdem ſodann der Kläger Berufung eingelegt, und die Strafkammer 
II. des königl. Obergerichts G. Termin zur Hauptverhandlung mit Wiederauf⸗ 
nahme des Beweisverfahrens anberaumt hatte, iſt vor Abhaltung dieſes Termins 
von dem königl. Provinzialſchuleollegium zu Hannover mittels Beſchluſſes vom 
2. November 1874 der Competenzeonfliet erhoben worden. Von der thatſächlichen 
Feſtſtellung des erſten Richters ausgehend, motivirt der Beſchluß den Competenz⸗ 
conflict durch die Erwägung, daß ein Act der Schulzucht vorliege, daß eine der 
Geſundheit des K. jun. ſchädliche Mißhandlung nicht behauptet ſei, daß hier⸗ 
nach gemäß der Allerh. Cabinetsordre vom 14. Mai 1825 der Rechtsweg ſich 
als unzuläſſig darſtelle und die Frage auf ſich beruhen könne, ob neben dem 
Competenzeonflicte aus dem Geſetze vom 8. April 1847 auch ein Conflict im 
Sinne des Geſetzes vom 13. Februar 1854 begründet fein würde. Von den Bars 
teien hat ſich nur der Kläger über den erhobenen Competenzconfliet erklärt. Er⸗ 
beſtreitet die Anwendbarkeit der Allerh. Cabinetsordre vom 14. Mai 1825 auf 
Schulen höherer Ordnung. Selbſt wenn fie aber Anwendung finde, werde dadurch 
die Verbalinjurie nicht erledigt, welche ebenfalls den Gegenſtand der Privatklage 
bilde und welche nicht als ein Act von Schulzucht angeſehen werden könne. Der 
Competeazeonflict war jedoch für unbegründet zu erachten mit Rückſicht auf die 
Allerh. Cabinets⸗Ordre vom 14. Mai 1825, deren Anwendbarkeit auf höhere 
Schulen bereits durch Vorentſcheidungen des unterzeichneten Gerichtshofes wieder⸗ 
holt anerkannt iſt. Daß der Verklagte bei feiner Handlungsweiſe Schulzucht zu 
üben beabſichtigt hat, kann nach den obwaltenden Umſtänden nicht bezweifelt 
werden, da das Verhalten des F. K. ein Eingreifen der Schulzucht nicht bloß 
rechtfertigte, ſondern gebieteriſch erheiſchte. Strafen aber, welche in den der Schul⸗ 
zucht geſetzten Schranken verbleiben, d. h. nach Nr. 4 der Allerh. Cabinetsordre 
vom 14. Mai 1825 ſolche, welche nicht bis zu geſundheitsgefährlichen Mißhand⸗ 
lungen ausgedehnt werden, ſollen nach Nr. 5 a. a. O. gegen die Lehrer nicht als 
gerichtlich ſtrafbare Mißhandlungen oder Injurien behandelt werden. Da nun 
auch nach dem Vortrage des Klägers eine wirkliche Verletzung ſeines Sohnes 
nicht ſtattgefunden hat, jo fällt der Vorgang nicht unter die richterliche Zuſtän⸗ 
digkeit, und habe nach Nr. 6 a. a. O. lediglich die dem Verklagten vorgeſetzte 
Dienſtbehörde darüber zu urtheilen, ob derſelbe bei Anwendung des Zuchtrechts 
das richtige Maß innegehalten hat. Demgemäß war der Rechtsweg auszu⸗ 
ſchließen. Hartm. Zeitſch r. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe und Vorſtande des Poſtfach⸗ 
igsdepartements im Handelsminiſterium Franz Ritter v. Hanke taxfrei 
den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Franz 
Arnt taxfrei den Titel und Charakter eines Sectionchefs verliehen. 
! Seine Majeſtät haben dem Director des Hauptpunzirungsamtes, Regierungs⸗ 
| vathe Adolf Deimel taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſeeretär im Miniſterium für Cultus 

und Unterricht Lucas Ritter v. Führich den Titel und Charakter eines Sec⸗ 
tionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den auf einem Finanzrathspoſten untergebrachten vor⸗ 
maligen Oberfinanzrath Dr. Franz Czermak zum Oberfinanzrathe extra statum 
bei der Finanzprocuratur ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthalterei⸗Secretär Emanuel Puch⸗ 
berger zum Bezirkshauptmann in Nieder-Defterreich ernannt. 


| 


N 
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Erledigungen. 
Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Mähren mit der neunten 
Rangsclaſſe, bis Ende März (Amtsblatt Nr. 44.) 
Forſtaſſiſtentenſtelle im Bereiche der k. k. Forſt und Domänendirection 


| &örz mit der eilften Rangsclaſſe, bis Ende März (Amtsbl. Nr. 44.) 
Kanzliſtenſtelle im Status der Verwaltungsbeamten der drei k. k. Wiener 
Krankenanſtalten in der eilften Rangsclaſſe, bis 10. März (Amtsbl. Nr. 46.) 

Bezirkscommiſſärsſtellen in der neunten Rangsclaſſe, bis Ende März 
(Amtsbl. Nr. 46.) 


eteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


